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Einkommensteuer 

Bundesministerium der Finanzen Bonn, 20. Juli 1983 

IV B 4 - S 2303 - 34/83 

Oberste Finanzbehörden 
der L ä n d e r 

Steuerliche Behandlung ausländischer Kulturvereinigungen 

Bezug: Erörterungen mit den Vertretern der obersten Finanzbehörden der Länder in der 
Sitzung ESt 1/83 zu TOP 25 

Anlage 2 

Auf Grund der Erörterungen mit den Vertretern der obersten Finanzbehörden der Länder 
wird zur steuerlichen Behandlung ausländischer Kulturvereinigungen folgende Auffassung 
vertreten: 

1. Ausländische Kulturvereinigungen sind, soweit eine Freistellung im Inland nicht schon 
nach den Vorschriften eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung zu 
erfolgen hat, von der inländischen Einkommensteuer nach § 50 Abs. 7 EStG 
freizustellen, wenn ihr Auftritt im Inland wesentlich aus inländischen oder 
ausländischen öffentlichen Mitteln gefördert wird. 
1.1 Als Kulturvereinigung ist ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform jede Gruppierung zu 

verstehen, die eine künstlerische Gemeinschaftsleistung darbietet (z. B. Theater, 
Musik, Tanz), sofern es sich nicht um Solisten (vgl. Tz. 4) handelt. 

1.2 Eine wesentliche Förderung aus inländischen oder ausländischen öffentlichen 
Mitteln ist dann anzunehmen, wenn sie ein Drittel der Kosten des Auftritts im 
Inland deckt. Der Umfang der Förderung aus öffentlichen Mitteln ist durch eine 
Bescheinigung nachzuweisen, die im Fall inländischer öffentlicher Mittel von der 
inländischen Förderungsbehörde (z. B. Auswärtiges Amt, Kultusbehörde) und im 
Fall ausländischer öffentlicher Mittel von der ausländischen Förderungsbehörde 
oder von der diplomatischen Vertretung des Herkunftslandes der 
Kulturvereinigung ausgestellt wird. Eine Bescheinigung ist von jeder Stelle 
auszustellen, die eine unmittelbare öffentliche Förderung gewährt hat. Als 
öffentliche Mittel sind alle Leistungen aus öffentlichen Kassen (Bar- und 
Sachleistungen) zu behandeln, die unmittelbar für einen Auftritt oder mehrere 
Auftritte einer ausländischen Kulturvereinigung im Inland gewährt werden. Keine 
öffentlichen Mittel sind dagegen Beiträge, die aus einem öffentlichen Haushalt z. 
B. an eine gemeinnützige Körperschaft geleistet werden, die diese ihrerseits an 
eine Kulturvereinigung weiterleitet. 

Zu den Kosten des Auftritts gehören alle Aufwendungen, die in unmittelbarem 
wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Gastspielreise stehen (z. B. Kosten für 
Reise, Werbung, Beschäftigung zusätzlichen Personals, Raummiete), nicht 
dagegen Löhne und Gehälter des Personals der Kulturvereinigung selbst. 
Werden öffentliche Mittel nur für einen Teil der Auftritte im Inland gewährt, 
kommt eine Freistellung von der inländischen Einkommensteuer nach § 50 Abs. 7 
EStG nur für diesen Teil der Auftritte in Betracht. Auch in derartigen Fällen ist 
durch entsprechende Bescheinigungen nachzuweisen, daß die öffentlichen Mittel 
mindestens ein Drittel der Kosten dieses Teils der Auftritte decken. 

1.3 Die Bescheinigung über die Freistellung vom Steuerabzug nach § 50a EStG wird 
von dem Finanzamt ausgestellt, in dessen Bezirk die Kulturvereinigung zu Beginn 
der Gastspielreise erstmals auftritt; soweit eine Freistellung auf Grund der 
Vorschriften eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung zu 



erfolgen hat, ist die Freistellungsbescheinigung vom Bundesamt für Finanzen 
auszustellen. Dies gilt auch, wenn die Gastspielreise nur einen Auftritt beinhaltet. 
Werden alle Auftritte im Rahmen einer Gastspielreise in dem nach Tz 1.2 
erforderlichen Umfang aus öffentlichen Mitteln gefordert, gilt die Bescheinigung 
nach Satz 1 für die gesamte Gastspielreise. Für Vergütungen für einzelne 
Auftritte, die nicht nach Tz 1.2 gefordert werden, gelten die allgemeinen 
Grundsätze. 

2. Bei angestellten Mitgliedern ausländischer Kulturvereinigungen (z. B. bei Personen, die 
im Rahmen eines ausländischen Symphonieorchesters angestellt und besoldet sind) ist 
bei Auftritten im Inland nach § 50 Abs. 7 EStG vom Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 
EStG abzusehen. Der Steuerabzug ist vorzunehmen, soweit von einem inländischen 
Veranstalter Vergütungen unmittelbar an alle oder einzelne Mitglieder der 
Kulturvereinigung gezahlt werden. 

3. Für Künstler, die im Inland als Angestellte einer in einem Niedrigsteuerland im Sinne 
des § 8 Außensteuergesetz ansässigen Basisgesellschaft auftreten, kommt eine 
Freistellung vom Steuerabzug nicht in Betracht. 

4. Bei ausländischen Solisten kommt eine Freistellung vom Steuerabzug im Sinne des § 
50a Abs. 4 EStG nach § 50 Abs. 7 EStG selbst dann nicht in Betracht, wenn ihr Auftritt 
aus öffentlichen Mitteln gefördert wird. Solisten im Sinne dieser Regelung sind 
Künstler, die einzeln oder in solistisch besetzten Ensembles (z. B. Duo, Trio, Quartett) 
auftreten. 

Im Auftrag 

Dr. K i e s c h k e 


